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Text 

Verminderung der Abgabe bei vorübergehender Verwendung 

§ 12b. (1) Für ein Fahrzeug, 

 – das für einen ununterbrochenen Zeitraum von höchstens 48 Monaten einer im Inland ansässigen 
natürlichen oder juristischen Person von einer Person in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum überlassen wird, 

 – erstmalig im Inland zum Verkehr zugelassen wird und 

 – vorübergehend im Inland verwendet wird, 

wird die Abgabe auf jene Höhe vermindert, die sich für den Zeitraum der vorübergehenden Verwendung 
im Inland, unter Bedachtnahme des gemeinen Wertes zum Zeitpunkt der Beendigung der 
vorübergehenden Verwendung im Inland, ergeben würde. 

(2) Die Verminderung ist im Rahmen der Anmeldung der Abgabe geltend zu machen. Die Höhe der 
verminderten Abgabe wird pauschal – abhängig von der Überlassungsdauer in Monaten im Sinne des 
§ 108 Abs. 2 BAO – durch Multiplikation der gemäß § 5 iVm § 6 berechneten Normverbrauchsabgabe 
mit den in der Anlage 1 angegebenen Prozentsätzen berechnet. Angefangene Monate gelten als ganze 
Monate. 

(3) Werden die Voraussetzungen für die Verminderung (Abs. 1) nicht mehr erfüllt und das Fahrzeug 
nicht ins Ausland gebracht oder die Überlassungsdauer verkürzt oder verlängert ist die verminderte 
Abgabe zu korrigieren. 

 1. Werden die Voraussetzungen für die Anrechnung (Abs. 1) nicht mehr erfüllt oder die 
Überlassungsdauer verlängert, hat der Abgabenschuldner spätestens einen Monat nach dem 
Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen für die Anrechnung nicht mehr erfüllt werden oder die 
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Überlassungsdauer verlängert wird (Fälligkeitstag), eine Anmeldung einzureichen, in der er den 
gesamten noch nicht entrichteten Teil der Abgabe zuzüglich Zinsen selbst zu berechnen hat. 

 2. Bei einer Verkürzung der Überlassungsdauer wird dem Abgabenschuldner die zu viel entrichtete 
Abgabe zuzüglich Zinsen auf Antrag vergütet. 

(4) Wird ein Fahrzeug, welches die Voraussetzungen für die Verminderung (Abs. 1) erfüllt hat 
nachweislich ins Ausland gebracht und ist im Inland nicht zum Verkehr zugelassen, ist die Abgabe für 
den Zeitraum der vorübergehenden Verwendung im Inland auf Grundlage des nachweisbaren gemeinen 
Wertes zum Zeitpunkt der Beendigung der Zulassung zum Verkehr im Inland zu ermitteln. Ergibt sich 
nach Anrechnung der bereits entrichteten Abgabe ein Unterschiedsbetrag, ist eine Korrektur 
vorzunehmen. 

 1. Der Abgabenschuldner hat über die zu wenig entrichtete Abgabe zuzüglich Zinsen spätestens 
einen Monat nach dem Zeitpunkt, zu dem die Zulassung zum Verkehr im Inland beendet wurde 
(Fälligkeitstag), eine Anmeldung einzureichen, in der er den gesamten noch nicht entrichteten 
Teil der Abgabe zuzüglich Zinsen selbst zu berechnen hat. 

 2. Die zu viel entrichteten Abgabe zuzüglich Zinsen wird dem Abgabenschuldner auf Antrag 
vergütet. Die Höhe der Vergütung ist mit der im Zeitpunkt der Anmeldung ermittelten 
Normverbrauchsabgabe begrenzt. 

Ist das Fahrzeug zum Zeitpunkt der Beendigung der Zulassung zum Verkehr im Inland, nach den 
kraftfahrrechtlichen Bestimmungen auf Grund des technischen Zustandes im Inland nicht mehr 
zulassungsfähig, ist der gemeine Wert mit 0 Euro anzusetzen. 

(5) Die Zinsen für die Korrektur der Verminderung und die Vergütung betragen pro Jahr 2 % über 
dem Basiszinssatz. 

(6) Ein Antrag auf Vergütung gemäß Abs. 3 Z 2 und Abs. 4 Z 2 kann binnen fünf Jahren ab der 
Verwirklichung des Vergütungstatbestandes, in jenen Fällen, in denen der Antragsteller ein Unternehmer 
im Sinne des § 2 UStG 1994 ist, bei dem für die Erhebung der Umsatzsteuer des Antragstellers 
zuständigen Finanzamt gestellt werden, in allen anderen Fällen beim Finanzamt Österreich. 

(7) Voraussetzungen für die Verminderung (Abs. 1) und Korrektur (Abs. 3 und 4) sind: 

 – Die Vorlage von Unterlagen, aus denen die insgesamt vereinbarte Überlassungsdauer 
eindeutig hervorgeht. Wenn die Unterlagen nicht in deutscher oder englischer Sprache verfasst 
sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 

 – Die Vorlage einer schriftlichen Bestätigung des Abgabenschuldners, dass das Fahrzeug für die 
vorübergehende Verwendung im Inland bestimmt ist. 

 – Die Bekanntgabe der Fahrgestellnummer (der Fahrzeugidentifizierungsnummer) und die 
Sperre des Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank nach § 30a KFG 1967. 

(8) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt durch Verordnung die technische 
Ausgestaltung und organisatorische Durchführung des Verfahrens zur Anrechnung näher zu regeln. 
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